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Allgemeine Einkaufsbedingungen der Nehlsen E. Heere n GmbH für 
den Einkauf von Rohstoffen, Schrotten, Wertstoffen,  deklassierten 
Stahlprodukten, Abfällen und ähnlichen Materialien (AEB) 

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten für 
alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden („Verkäufer/ 
Lieferanten“) betreffend den Ankauf von Rohstoffen, Schrotten, 
Wertstoffen, deklassierten Stahlprodukten, Abfällen und ähnlichen 
Materialien ("Ware"). Die AEB gelten nur, wenn der Verkäufer/ Lieferant 
Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

(2) Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Einkauf und/oder 
die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob der 
Verkäufer die Ware selbst herstellt/ gewinnt oder bei Zulieferern einkauft 
(§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart ist, gelten diese AEB 
in der zum Zeitpunkt unserer Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in der 
zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für 
gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf 
sie hinweisen müssten. 

(3) Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende 
oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Verkäufers 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 
ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis 
gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verkäufers dessen Lieferungen 
vorbehaltlos annehmen. 

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Verkäufer 
(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AEB. Für den Inhalt derartiger 
Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher 
Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Verkäufers in Bezug 
auf den Vertrag (z. B. Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind schriftlich, d.h. 
in Schrift- oder Textform (z. B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. 
Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei 
Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur 
klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten 
daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder 
Bestätigung als verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (z. B. Schreib- und 
Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der Bestellung einschließlich der 
Bestellunterlagen hat uns der Verkäufer zum Zwecke der Korrektur bzw. 
Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag 
als nicht geschlossen. 

(2) Der Verkäufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 
7 Tagen schriftlich zu bestätigen oder insbesondere durch Versendung der 
Ware vorbehaltlos auszuführen (Annahme). Eine verspätete Annahme gilt 
als neues Angebot und bedarf der Annahme durch uns. 

§ 3 Lieferzeit und Lieferverzug 

(1) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Wenn 
die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben und auch nicht anderweitig 
vereinbart wurde, beträgt sie 2 Wochen ab Vertragsschluss. Der Verkäufer 
ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er 
vereinbarte Lieferzeiten – aus welchen Gründen auch immer – 
voraussichtlich nicht einhalten kann. 

(2) Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der 
vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere 
Rechte – insbesondere auf Rücktritt und Schadensersatz – nach den 
gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Abs. 3 bleiben unberührt. 

(3) Ist der Verkäufer in Verzug, können wir – neben weitergehenden 
gesetzlichen Ansprüchen – pauschalierten Ersatz unseres 
Verzugsschadens i. H. v. 1% des Nettopreises pro vollendeter 
Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des 
Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis 
vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden ist. Dem Verkäufer 
bleibt der Nachweis vorbehalten, dass überhaupt kein oder nur ein 
wesentlich geringerer Schaden entstanden ist. 

 

§ 4 Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmever zug 

(1) Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht 
berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z. B. 
Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkäufer trägt das 
Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 
anderes vereinbart ist (z. B. Beschränkung auf Vorrat). 

(2) Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands „frei Haus“ an den in der 
Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und 
nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz in 
26789 Leer zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der 
Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung 
(Bringschuld). Ist eine Verwiegung notwendig, so ist das Gewicht 
maßgebend, das auf geeichten Waagen an der Empfangsstelle festgestellt 
wurde. Die Waren sind handelsüblich anzuliefern. Gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere soweit sie die Arbeitssicherheit und den Umweltschutz 
betreffen, sind einzuhalten. Die Lieferung hat den anerkannten Regeln der 
Technik zu entsprechen. Es darf keine Vermischung mehrerer Sorten 
vorgenommen werden. 

(3) Im Rahmen der Lade- oder Entladevorgänge wird eine maximale 
Standzeit von einer Stunde vorausgesetzt. Darüber hinausgehende 
Standzeiten für die Lade- oder Entladevorgänge sind mit netto 75,00 
€/Stunde je angefangene Stunde zu berechnen. Die Lade- oder Entladezeit 
beginnt mit der Ankunft des Straßenfahrzeugs an der Lade- oder 
Entladestelle (z. B. Meldung beim Pförtner) und endet, wenn der 
Auftraggeber oder Empfänger seinen Verpflichtungen vollständig 
nachgekommen ist. 

(4) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung 
und Versand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie 
unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) beizulegen. Fehlt der 
Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus resultierende 
Verzögerungen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. 
Getrennt vom Lieferschein ist uns eine entsprechende Versandanzeige mit 
dem gleichen Inhalt zuzusenden/zu übergeben und zu übereignen. Die 
Deklaration von Lieferungen in Frachtbriefen, Lieferscheinen, 
Konnossementen und sonstigen Lieferpapieren muss vollständig sein und 
hat den jeweils gültigen Vorschriften zu entsprechen. Kosten und Schäden 
aufgrund unrichtiger, unvollständiger und/oder unterlassener Deklarierung 
gehen zu Lasten des Lieferanten. Der Lieferant stellt uns frei von 
Ansprüchen Dritter, die aufgrund unrichtiger, unvollständiger und/oder 
unterlassener Deklarierung gegen uns erhoben werden. Gibt der Lieferant 
Erklärungen über den Ursprung der Ware ab, ist er verpflichtet, die 
Überprüfung der Ursprungsnachweise durch die zuständigen Behörden zu 
ermöglichen und sowohl die dazu notwendigen Auskünfte zu erteilen als 
auch eventuelle erforderliche Bestätigungen beizubringen. Sollte der 
erklärte Ursprung in Folge fehlerhafter Bescheinigung oder fehlender 
Nachprüfungsmöglichkeit von der zuständigen Behörde nicht anerkannt 
werden, ist der Lieferant verpflichtet, einen uns dadurch entstehenden 
Schaden zu ersetzen und uns von etwaigen Ansprüchen Dritter 
freizustellen Die Beförderung sowie Einfuhr der von uns bestellten Ware 
hat unter Beachtung der jeweils gültigen gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere der GGVSE (Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn) 
und Zollbestimmungen, zu erfolgen. Kommt der Lieferant dieser 
Verpflichtung nicht nach, sind wir berechtigt, erforderliche Maßnahmen auf 
Kosten des Lieferanten zu ergreifen, auch soweit es sich um eine 
Beförderung auf dem Betriebsgelände von uns oder der Empfangsstelle 
handelt. Personen, die in Erfüllung der Verpflichtungen des Lieferanten auf 
dem Betriebsgelände von uns tätig sind, haben die Anordnungen von uns, 
die Bestimmungen der Betriebsordnung bei uns sowie die bei uns 
anwendbaren Unfallverhütungs-, Arbeitssicherheits-, Umwelt- und sonstige 
Vorschriften einzuhalten. Innerhalb der Betriebe von uns dürfen 
Gefahrstoffe nur nach Abstimmung mit uns eingesetzt werden und müssen 
ordnungsgemäß gekennzeichnet sein. Es darf keine Vermischung 
mehrerer Sorten vorgenommen werden. 

(5) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Sache geht auch bei Versendung durch den 
Lieferanten erst mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften 
des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht 
es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befinden. 

(6) Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. Der Verkäufer muss uns seine Leistung aber auch dann 
ausdrücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder Mitwirkung 
unsererseits (z. B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder 
bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, 
so kann der Verkäufer nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner 
Mehraufwendungen verlangen (§ 304 BGB).  
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§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise 
verstehen sich einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht 
gesondert ausgewiesen ist. 

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der Preis 
alle Leistungen und Nebenleistungen des Verkäufers sowie alle 
Nebenkosten (z. B. ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten 
einschließlich eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) ein. Alle 
Versandkosten (z. B. Verpackung, Transport, Versicherung, Zölle und 
sonstige Abgaben) gehen zu Lasten des Lieferanten. 

(3) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab 
vollständiger Lieferung und Leistung sowie Zugang einer 
ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Der Rechnung sind 
sämtliche Unterlagen (z. B. Wiegeschein, Abnahmeprotokoll, etc.), die zur 
Prüfung der vertragsgemäßen Erbringung der Lieferung notwendig sind, 
beizufügen. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, 
gewährt uns der Verkäufer 3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. 
Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser 
Überweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank 
eingeht; für Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten 
Banken sind wir nicht verantwortlich. Wir sind berechtigt unter 
Berücksichtigung eventueller Weigerungs- und sonstiger Kosten die 
gelieferten Waren im Gutschriftverfahren abzurechnen. Bei Abrechnungen 
im Gutschriftverfahren ist der Lieferant verpflichtet, seine 
Unternehmereigenschaft mit der Berechtigung zum Vorsteuerabzug durch 
vorherige Vorlage einer geeigneten Bescheinigung des Finanzamtes 
nachzuweisen. Folgebescheinigungen sind jährlich vorzulegen Die 
Abrechnung durch den Lieferanten erfolgt auf Grundlage des 
Empfangsgewichts und der Qualitätseinschätzung von uns oder eines 
beauftragten Dritten bei Anlieferung der Ware.  

(4) Die Übermittlung von Rechnungen, Wiegescheinen und sonstigen 
Belegen erfolgt soweit nicht anders vereinbart im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen auf elektronischem Weg. 

(5) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gelten 
die gesetzlichen Vorschriften. 

(6) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind 
insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange uns 
noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leistungen gegen 
den Verkäufer zustehen. 

(7) Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur 
wegen rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen. 

§ 6 Konzernverrechnung 

(1) Der Lieferant ist damit einverstanden, dass Forderungen, die wir und 
andere Nehlsen Group-Unternehmen (vgl. unten Abs. 5) gegen ihn 
erwerben, allen Nehlsen Group-Unternehmen als Gesamtgläubigern 
zustehen; diese Forderungen können also verrechnet werden mit 
Verbindlichkeiten jedes Nehlsen Group-Unternehmens gegenüber dem 
Lieferanten.  

(2) Über Abs. 1 hinaus können Forderungen des Lieferanten gegen 
Nehlsen Group-Unternehmen mit Forderungen von Nehlsen Group-
Unternehmen gegenüber anderen Unternehmen des Konzerns, dem der 
Lieferant angehört, verrechnet werden. 

(3) Die vorstehenden Regelungen gelten auch, wenn einerseits Barzahlung 
andererseits  andere Zahlungsmittel, insbesondere des kaufmännischen 
Geschäftsverkehrs vereinbart ist und wenn die gegenseitigen Ansprüche 
verschieden fällig sind, wobei jeweils mit Wertstellung abgerechnet wird. 

(4) Der Lieferant verzichtet darauf, bei Forderungsmehrheit der 
Bestimmung der zu verrechnenden Forderungen durch uns zu 
widersprechen (§ 396 Abs. 1 Satz 2 BGB) 

(5) Nehlsen Group-Unternehmen sind die gemäß §§ 15 ff. AktG mit der 
Nehlsen AG verbundenen Unternehmen, die wir auf Anfrage gerne 
mitteilen 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 

Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf 
die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein 
durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Verkäufers auf 
Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers 
spätestens mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur 
Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus 
entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und 
auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbehalts). 
Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des 
Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und 
der auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt. 

§ 8 Mangelhafte Lieferung 

(1) Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware 
(einschließlich Falsch- und Minderlieferung) und bei sonstigen 
Pflichtverletzungen durch den Verkäufer gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäufer insbesondere 
dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte 
Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten 
jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch 
Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des 
jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den 
Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die 
Produktbeschreibung von uns, vom Verkäufer oder vom Hersteller stammt. 

(3) Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen über 
etwaige Mängel sind wir bei Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise 
abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche 
daher uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei 
Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

(4) Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die 
gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: 
Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer 
Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der 
Lieferpapiere offen zu Tage treten (z. B. Transportbeschädigungen, 
Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im 
Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 
besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, 
inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des 
Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere 
Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet 
unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls 
dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 
Arbeitstagen ab Entdeckung bzw. bei offensichtlichen Mängeln ab 
Lieferung abgesendet wird. 

(5) Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen trägt der Verkäufer auch dann, wenn sich herausstellt, dass 
tatsächlich kein Mangel vorlag. Die uns bei Beanstandungen aus Qualitäts- 
oder sonstigen Gründen entstehenden Aufwendungen, trägt der Lieferant 
als sog. Weigerungskosten, ferner trägt der Lieferant insbesondere Stand- 
und Liegegelder, die durch die Beanstandung der Ware durch uns 
entstehen. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem 
Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch 
nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein 
Mangel vorlag. 

(6) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in 
Abs. 5 gilt: Kommt der Verkäufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – 
nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder 
durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb 
einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir 
den Mangel selbst beseitigen und vom Verkäufer Ersatz der hierfür 
erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss 
verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Verkäufer fehlgeschlagen oder 
für uns unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der 
Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) 
bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen werden wir den 
Verkäufer unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 

(7) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den 
gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises oder zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben wir nach den 
gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und 
Aufwendungsersatz. 

(8) Beim Auffinden von Sprengkörpern, explosionsverdächtigen  
Gegenständen, geschlossenen Hohlkörpern oder Belastungen mit 
Radioaktivität in der gelieferten Ware gehen sämtliche Kosten, 
insbesondere für Untersuchung, Aussonderung, Sicherstellung, Lagerung 
zusätzliche Transportkosten, Behandlung, Entsorgung, evtl. Bußgelder und 
sonstige Folgekosten, zu Lasten des Lieferanten. Außerdem haftet der 
Lieferant für evtl. hieraus entstehende Sach- und Personenschäden. 
Soweit gesetzlich zulässig, ist der Lieferant zur Rücknahme der belasteten 
Stoffe verpflichtet. Weiterhin können wir den Lieferanten mit einer 
Fundprämie belasten. Der Lieferant stellt uns von Ansprüchen Dritter, die 
aufgrund der vom Lieferanten mitgelieferten Störstoffe erhoben werden, 
frei. 

§ 9 Kölner Abkommen, Freiheit von Radioaktivität un d ionisierender 
Strahlung 

(1). Der Lieferant erklärt mit der Anlieferung der Ware, dass bei sämtlichen 
Lieferungen die Ware auf das Vorhandensein von Sprengkörpern, 
explosionsverdächtigen Gegenstanden, geschlossenen Hohlkörpern und 
radioaktiven Stoffen geprüft worden ist. Aufgrund dieser Prüfung garantiert 
er, dass das gelieferte Material frei von Sprengkörpern, 
explosionsverdächtigen Gegenstanden, geschlossenen Hohlkörpern und 
radioaktiven Stoffen sowie sonstigen umwelt- und 
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gesundheitsgefährdenden Stoffen ist sowie frei von ionisierender 
Strahlung, die über die natürliche Eigenstrahlung hinausgeht. Wir sind 
berechtigt, die Annahme von Lieferungen, in denen die oben genannten 
Störstoffe bzw. Strahlungsbelastungen gefunden wurden, zu verweigern 
und die zuständige Behörde sowie den Lieferanten zu benachrichtigen.  

(2). Der Lieferant hat uns bei der Neuaufnahme von Lieferungen, 
ansonsten jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, eine schriftliche 
Bescheinigung folgenden Inhalts zu übergeben:  

„Bei Verladung ab eigenem Lager versichern wir, dass wir nur 
Stahlschrott liefern werden, der zuvor von uns mit eigenen 
Messgeraten auf Freiheit von ionisierender Strahlung geprüft 
worden ist. Daher können wir im Voraus für jede im Laufe des 
Jahres … anfallende Lieferung nach bestem Wissen und 
Gewissen die Erklärung abgeben, dass der Stahlschrott 
aufgrund der vorgenannten Prüfung frei von ionisierender 

Strahlung ist, die über der gemessenen 
Umgebungsuntergrundstrahlung liegt.  

Bei Verladung durch Unterlieferanten (Streckengeschäft) 
erklären wir, dass wir unsere Unterlieferanten auf die 
Verpflichtung zur sorgfältigen Prüfung des von ihnen zu 
liefernden Stahlschrotts auf Freiheit von ionisierender  
Strahlung, die über der gemessenen  
Umgebungsuntergrundstrahlung liegt, hingewiesen haben. 
Unsere Lieferanten haben uns versichert, dass sie den zu 
liefernden Stahlschrott  mit eigenen Messgeräten sorgfältig 
prüfen werden und aufgrund dieser Prüfung nach bestem 
Wissen und Gewissen die Erklärung abgeben können, dass der 
zu liefernde Stahlschrott frei von ionisierender Strahlung ist, die 
über der gemessenen Umgebungsuntergrundstrahlung liegt  

Bei Stahlschrottlieferungen aus Direktimporten per Schiff, 
Waggon bzw. LKW erklären wir, dass der Vertrag. aus dem die 
Importmengen stammen, ausdrücklich die Zusicherung 
enthalten wird, dass der zu liefernde Stahlschrott aufgrund 
einer Prüfung mit eigenen Messgeräten frei von ionisierender 
Strahlung ist, die über der gemessenen 
Umgebungsuntergrundstrahlung liegt"  

(3) Der Lieferant hat uns weiterhin bei der Neuaufnahme von Lieferungen, 
ansonsten jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, eine schriftliche 
Bescheinigung folgenden Inhalts zu übergeben  

„Bei Verladung ab eigenem Lager versichern wir, dass wir nur 
Stahlschrott liefern werden, der zuvor von uns auf Freiheit von 
Sprengkörpern, explosionsverdächtigen Gegenstanden und 
geschlossenen Hohlkörpern geprüft worden ist. Daher können 
wir im Voraus für jede im Laufe des Jahres anfallende Lieferung 
nach bestem Wissen und Gewissen die Erklärung abgeben, 
dass der Stahlschrott aufgrund der vorgenannten Prüfung frei 
von Sprengkörpern, -explosionsverdächtigen Gegenstanden 
und geschlossenen Hohlkörpern ist  

Bei Verladung durch Unterlieferanten (Streckengeschäft) 
erklären wir, dass wir unsere Unterlieferanten auf die 
Verpflichtung zur sorgfältigen Prüfung des von ihnen zu 
liefernden Stahlschrotts auf Freiheit von Sprengkörpern, 
explosionsverdächtigen Gegenstanden und geschlossenen 
Hohlkörpern hingewiesen haben. Unsere Lieferanten haben 
uns versichert, dass sie den zu liefernden Stahlschrott 
sorgfältig prüfen werden und aufgrund dieser Prüfung nach 
bestem Wissen und Gewissen die Erklärung abgeben können, 
dass der zu liefernde Stahlschrott frei von Sprengkörpern, 
explosionsverdächtigen Gegenstanden und geschlossenen 
Hohlkörpern ist  

Bei Stahlschrottlieferungen aus Direktimporten per Schiff, 
Waggon bzw. LKW erklären wir, dass der Vertrag, aus dem die 
Importmengen stammen, ausdrücklich die Zusicherung 
enthalten wird, dass der zu liefernde Stahlschrott aufgrund 
einer Prüfung frei von Sprengkörpern, explosionsverdächtigen 
Gegenstanden und geschlossenen Hohlkörpern ist"  

(4) Wir sind berechtigt, für jede Tonne gelieferten Schrott die im Kölner 
Abkommen (neu) jeweils vereinbarte Versicherungsprämie, die die 
Versicherungssteuer enthalt, zu Lasten des Lieferanten zu verrechnen  

(5) Schrott aus delaborierter Munition darf auch bei Vorliegen der 
entsprechenden Unbedenklichkeitsbescheinigung nur nach vorheriger 
Vereinbarung mit uns geliefert werden. 

(6) Die Unfallverhütungsvorschrift Sprengkörper und Hohlkörper im Schrott 
der Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft und die   
ordnungsbehördliche Verordnung zur Verhütung von Schaden durch 
Kampfmittel (Kampfmittelverordnung) der jeweiligen Bundesländer in der 
jeweils gültigen Fassung sind Bestandteile dieser AEB. 

 

§ 10 Lieferantenregress 

(1) Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer 
Lieferkette (Lieferantenregress gemäß §§ 445a, 445b, 478 BGB) stehen 
uns neben den Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind 
insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung) vom Verkäufer zu verlangen, die wir unserem 
Abnehmer im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 
Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt. 

(2) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten 
Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gemäß §§ 445a 
Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den 
Verkäufer benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts 
um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine 
substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird 
auch keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns 
tatsächlich gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. 
Dem Verkäufer obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

(3) Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die 
mangelhafte Ware durch uns oder einen anderen Unternehmer, z. B durch 
Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

§ 11 Produzentenhaftung 

(1) Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns 
insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem 
Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er im 
Außenverhältnis selbst haftet. 

(2) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkäufer 
Aufwendungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im 
Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns 
durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von 
Rückrufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit möglich und 
zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 
Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 

(3) Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit einer 
pauschalen Deckungssumme von mindestens 2 Mio. EUR pro Personen-
/Sachschaden abzuschließen und zu unterhalten. 

§ 12 Verjährung 

(1) Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach 
den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine 
Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit 
eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Die 
3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 
Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche 
Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; 
Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, 
solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch 
gegen uns geltend machen kann. 

(3) Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender 
Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen 
Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels auch 
außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die 
regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die 
Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer 
längeren Verjährungsfrist führt. 

§ 13 Geheimhaltung  

(1) Der Lieferant ist verpflichtet, alle nicht offenkundigen kaufmännischen 
und technischen Informationen bzw. Kenntnisse, die durch die 
Geschäftsbeziehung zwischen uns und dem Lieferanten bekannt werden, 
als Geschäftsgeheimnis zu wahren. Hierbei handelt es sich um 
Geschäftsgeheimnisse gemäß § 2 Abs. 1 GeschGehG.  

(2) Der Lieferant darf nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung von 
uns mit der gemeinsamen Geschäftsbeziehung werben. 

§ 14 Rechtsnachfolge, Subunternehmer  

Wir sind berechtigt, die jeweilige Vereinbarung ohne gesonderte 
Zustimmung des Lieferanten an ein Tochter- oder 
Beteiligungsunternehmen der Nehlsen Group zu übertragen, soweit es sich 
hierbei um einen zertifizierten Entsorgungsfachbetrieb handelt. Wir sind 
weiterhin berechtigt, die Ansprüche aus der Geschäftsbeziehung an Dritte 
abzutreten. Wir sind berechtigt, die von uns zu erbringenden Leistungen 
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ganz oder teilweise durch einen geeigneten Nach- oder Subunternehmer 
durchführen zu lassen. Verweise in diesen AEB auf uns beziehen sich 
insoweit entsprechend auf diesen Dritten  

§ 15 Änderungsvorbehalt 

Änderungen dieser AEB werden dem Lieferanten schriftlich oder per E-Mail 
bekannt gegeben und gelten als genehmigt, wenn der Lieferant den 
geänderten AEB nicht innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe 
schriftlich oder per E-Mail widerspricht. Der Lieferant wird hierauf bei 
Bekanntgabe der Änderungen gesondert hingewiesen. Im Falle eines 
rechtzeitigen Widerspruchs gelten die ursprünglich einbezogenen AEB fort. 

§ 16 Abtretung, Aufrechnung, Zurückbehaltungsrechte  

(1) Der Lieferant ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung von uns 
berechtigt, seine Forderungen gegen uns abzutreten. 

(2) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen uns in gesetzlichem 
Umfang zu. 

§ 17 Rechtswahl und Gerichtsstand 

(1) Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem 
Verkäufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 

(2) Ist der Verkäufer Kaufmann i. S. d. Handelsgesetzbuchs, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler – 
Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Bremen. Entsprechendes gilt, wenn 
der Verkäufer Unternehmer i. S. v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen 
Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 
gemäß diesen AEB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am 
allgemeinen Gerichtsstand des Verkäufers zu erheben. Vorrangige 
gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließlichen 
Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

§ 18 Ergänzende Geltung weiterer Bestimmungen 

Für den Einkauf von Ne-Metallen gelten ergänzend die Bedingungen des 
Deutschen Metallhandels, herausgegeben vom Verein Deutscher 
Metallhändler e.V. in der jeweils neuesten Fassung. 

§ 19 Salvatorische Klausel 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser AEB nichtig oder 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, berührt dies nicht die 
Wirksamkeit dieser AEB im Übrigen. Die Parteien verpflichten sich, 
unwirksame oder undurchführbare Bestimmungen dieser AEB 
unverzüglich durch wirksame zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Ziel der 
unwirksamen Bestimmung am nächsten kommen. Die Regelungen gemäß 
Sätzen 1 und 2 gelten entsprechend, wenn diese Bedingungen eine Lücke 
aufweisen sollten.

 


